
(Warschauer Vertrag) mit den sozialisti­
schen Staaten, deren Streitkräfte in fester 
Waffenbrüderschaft, getreu den Prin­
zipien des sozialistischen Internationalis­
mus jederzeit bereit und in der Lage sind, 
jeden Angriff gegen ein sozialistisches 
Land im Keime zu ersticken und den 
Aggressor vernichtend zu schlagen.

§2
Organisierung der Verteidigung 

der Republik
(1) Der Schutz der Deutschen Demokrati­
schen Republik und die Erfüllung ihrer 
Bündnisverpflichtungen erfordern auf 
allen Gebieten des staatlichen, wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Lebens 
besondere Maßnahmen zur Stärkung der 
Verteidigungsfähigkeit.
(2) Dem Nationalen Verteidigungsrat der 
Deutschen Demokratischen Republik ob­
liegt die einheitliche Leitung der Ver- 
teidigungs- und Sicherheitsmaßnahmen. 
Er organisiert in Zusammenarbeit mit 
den anderen staatlichen Organen die Ver­
teidigung des Arbeiter-und-Bauern-Staa­
tes und den Schutz der sozialistischen 
Errungenschaften und bestimmt die dazu 
erforderlichen Maßnahmen.
(3) Alle staatlichen Organe haben die 
vom Nationalen Verteidigungsrat der 
Deutschen Demokratischen Republik an­
gewiesenen Maßnahmen durchzuführen.
(4) Die staatlichen Organe haben die in 
ihrem Zuständigkeitsbereich notwendigen 
Maßnahmen zur Erhöhung der Vertei­
digungsbereitschaft auszuarbeiten und 
durchzuführen. Sie stützen sich dabei auf 
die gesellschaftlichen Organisationen und 
auf die unmittelbare Teilnahme der Werk­
tätigen.

§ 3
Dienst zum Schutze der Republik 

und der Bevölkerung
(1) Der Dienst zum Schutze des Vater­
landes und der Errungenschaften der 
Werktätigen ist eine ehrenvolle nationale 
Pflicht der Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik.
(2) Der Dienst zum Schutze der Republik 
und der Bevölkerung umfaßt den Dienst 
in der Nationalen Volksarmee und den 
anderen bewaffneten Organen sowie den 
Luftschutzdienst.
(3) Im Falle des Verteidigungszustandes 
können die Bürger im Rahmen dieses 
Gesetzes auch zu anderen persönlichen 
Dienstleistungen verpflichtet werden.

§ 4
Verteidigungszustand

(1) Der Staatsrat der Deutschen Demo­
kratischen Republik erklärt im Falle der 
Gefahr oder der Auslösung eines An­
griffes gegen die Deutsche Demokratische 
Republik oder in Erfüllung internationaler 
Bündnisverpflichtungen den Verteidi­
gungszustand.
(2) Der Verteidigungszustand wird durch 
den Vorsitzenden des Staatsrates der 
Republik verkündet. Die Verkündung ist 
an keine Form gebunden.
(3) Der Staatsrat der Republik kann in 
Wahrnehmung seiner Rechte aus dem 
Artikel 106 der Verfassung für die Dauer 
des Verteidigungszustandes die Rechte 
der Bürger und die Rechtspflege in Über­
einstimmung mit den Erfordernissen der 
Verteidigung der Republik abweichend 
von der Verfassung regeln.

II. Ab s c h n i t t  
Schutz der Bevölkerung

§ 5 bis § 6

I I I .  A b s c h n i t t
Die Aufgaben der Volkswirtschaft, die Leistungspflicht und weitere Maßnahmen 

zur Verteidigung der Republik 
§ 7 bis § 16
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